
erklären Vorurteile gegen Menschen jüdischen oder anderen Glaubens
aufgrund ihrer unterschiedlichen Religionen als nicht vereinbar mit unseren
Grundwerten;
unterstützen Bemühungen, (a) die den Kampf gegen Antisemitismus und
Hass aufgrund einer Gruppenidentität zum Ziel haben; (b) Bemühungen zum
Ausbau von Bildungsprogrammen, einschließlich solcher zum Holocaust, die
für das Thema sensibilisieren und Intoleranz und Diskriminierung
entgegenarbeiten; (c) zur Annahme und Umsetzung der Arbeitsdefinition
Antisemitismus der International Holocaust Remembrance Alliance (IHRA),
die unter anderem bereits von verschiedenen europäischen Ländern, dem
Europäischen Parlament und dem Außenministerium der Vereinigten
Staaten angenommen wurde;
erkennen an, dass ständige Wachsamkeit geboten ist, um antisemitische
Taten und andere Hassverbrechen zu verhindern und zur Anzeige zu bringen;
glauben, dass Städte und Gemeinden, die ein Klima des gegenseitigen
Verständnisses und Respekts fördern, unerlässlich sind für eine
verantwortungsvolle Regierungsführung in einer Demokratie.

Deshalb verpflichten wir uns dazu, innerhalb und außerhalb unserer Städte und
Gemeinden daran zu arbeiten, dass die Werte eines respektvollen Miteinanders
gefördert werden und rufen Bürgermeister, andere gewählte Repräsentanten
weltweit dazu auf, sich unserer Überzeugung anzuschließen, dass Antisemitismus
nicht mit den fundamentalen Werten der Demokratie vereinbar ist.

Mülheim an der Ruhr, 06.06.2021 Marc Buchholz
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